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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Regierungspolitik

Auch 2019 trafen sich die Spitzen der vier Regierungsparteien, um im Rahmen der von-
Wattenwyl-Gespräche mit dem Bundespräsidenten und einer Delegation des
Bundesrats über wichtige anstehende Geschäfte zu diskutieren. Die Regierung nutzt
diese vier mal pro Jahr im von-Wattenwyl-Haus in Bern stattfindenden Gespräche, um
über zentrale Anliegen zu informieren und mit den Parteien über mögliche
Lösungsansätze zu verhandeln. 

Mitte Februar, kurz vor der Frühjahrssession, diskutierten Guy Parmelin, Ignazio Cassis,
der aktuelle Bundespräsident Ueli Maurer sowie Bundeskanzler Walter Thurnherr mit
den Parteien über die Europapolitik und die wirtschaftliche Entwicklung.
Aussenminister Ignazio Cassis informierte über den Stand des institutionellen
Rahmenabkommens mit der EU und über das Vorgehen beim UNO-Migrationspakt.
Diskutiert wurde weiter über die Auswirkungen des Brexit auf die Schweiz. Neo-
Wirtschaftsminister Guy Parmelin orientierte über die Konjunkturlage und über die
geplanten Gespräche über ein Freihandelsabkommen mit den USA. Im Weiteren
kritisierten die Parteien, dass der Bundesrat mit seiner Weigerung, eine unabhängige
Behörde einzusetzen, die Regulierungsfolgenabschätzungen bei neuen Gesetzen
vornehmen soll, verschiedene Motionen nicht vollständig umsetze.

Um über die Beschaffung der neuen Kampfflugzeuge zu diskutieren, nahm die neue
Vorsteherin des VBS, Viola Amherd, erstmals als Bundesrätin an den von-Wattenwyl-
Gesprächen teil. Sie führte aus, dass der Kauf der Flugzeuge, nicht aber des ebenfalls zu
beschaffenden Systems für eine bodengestützte Luftverteidigung als
referendumsfähiger Planungsbeschluss vorgelegt werden soll. Neben Amherd, dem
Bundespräsidenten und dem Bundeskanzler war auch Simonetta Sommaruga bei den
Gesprächen zugegen. Die Neo-Energieministerin informierte über die Entwicklungen in
der Klimapolitik, da das Parlament in der anstehenden Sommersession auch über das
CO2-Gesetz debattieren wird. Finanzminister Ueli Maurer berichtete zudem über den
Stand der Bundesfinanzen. Man habe ein finanzpolitisches Ausnahmejahrzehnt hinter
sich. Die Parteien wünschten schliesslich auch eine Information zur aktuellen
Europapolitik. 

Das Europadossier war dann auch wieder Gegenstand der Klausur im Vorfeld der
Herbstsession Ende August, bei der der Bundesrat in corpore teilnahm. Ignazio Cassis
informierte über die innenpolitische Diskussion, die zu den noch offenen Punkten im
Rahmenabkommen angestossen worden sei. Guy Parmelin sprach zu den
Freihandelsverhandlungen mit den Mercosur-Staaten. Diskutiert wurde zudem über die
Probleme mit sogenanntem «Soft Law». Schliesslich legten die einzelnen
Departementsvorsteherinnen und -vorsteher ihre strategischen Ziele im Rahmen der
Legislaturplanung 2019–2023 dar. Die Parteien betonten dabei die Bedeutung der
Digitalisierung. 

Mitte November – also nach den eidgenössischen Wahlen und vor der ersten Session
der 51. Legislatur – diskutierten die Beteiligten Politikspitzen über die prognostizierte
konjunkturelle Abschwächung. Im Rahmen der Diskussionen rund um die Europapolitik
kam erneut der Brexit und die so genannte «Mind the gap»-Strategie zur Sprache: Die
Schweiz hat sich früh mit Hilfe von bilateralen Abkommen mit Grossbritannien auf
mögliche Szenarien vorbereitet. Debattiert wurde zudem auch der Fall «Pilatus» bzw.
der Entscheid des EDA, dass die Unterstützung der Regime von Saudi-Arabien und den
Vereinigten Arabischen Emiraten durch die Pilatus Werke einzustellen sei. 1

ANDERES
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Wahl- und Abstimmungsverfahren

_ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _

Zusammenfassung
_ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _

Dossier: Vote électronique – 2000 bis 2022

Beauftragt durch mehrere Digitalisierungsvorstösse des Parlaments legte der Bundesrat
2002 einen Bericht zu Chancen und Risiken der elektronischen Ausübung der
politischen Rechte, der so genannten «Vote électronique» vor, worunter
elektronisches Abstimmen und Wählen (E-Voting), elektronisches Sammeln von
Unterschriften (E-Collecting) und die elektronische Behördeninformation bei Wahlen
und Abstimmungen verstanden wird. 
In der Folge wurden in einzelnen Gemeinden (in den Kantonen GE, NE, ZH) vom Bund
bewilligte Pilotprojekte zu E-Voting durchgeführt, über die der Bundesrat 2006 einen
eher zurückhaltenden Bericht vorlegte. Es gelte «Sicherheit vor Tempo», E-Voting solle
demnach vor allem Auslandschweizerinnen und Auslandschweizern dienen. In der Folge
führten zwölf Versuchskantone (BE, LU, FR, SO, BS, SH, SG, GR, AG, TG, NE, GE) mit drei
unterschiedlichen Systemen E-Voting für im Ausland wohnhafte Stimmberechtigte ein.
In den Kantonen Genf und Neuenburg konnte zudem eine begrenzte Zahl an in den
beiden Kantonen wohnhaften Personen elektronisch abstimmen und wählen. 
2013 legte der Bundesrat einen neuerlichen Bericht vor, in dem er für die
Nationalratswahlen 2015 die Nutzung von E-Voting durch eine Mehrheit der
Auslandschweizerinnen und Auslandschweizer ankündigte. In der Folge scheiterten
verschiedene Vorstösse, die eine raschere Gangart forderten, genauso wie Vorstösse,
die den Ausbau von E-Voting aus Sicherheitsbedenken bremsen wollten. Insgesamt
nahm aber die Skepsis gegenüber der sicherheitstechnischen Umsetzung von E-Voting
zu und 2015 erteilte der Bundesrat neun Kantonen aufgrund sicherheitstechnischer
Mängel des von ihnen benutzten Systems keine Bewilligung für E-Voting mehr. In der
Folge standen lediglich noch das System des Kantons Genf und ein neu entwickeltes
System der Schweizerischen Post zur Verfügung. 
Bis Ende 2016 hatte die Hälfte aller Kantone Erfahrungen mit E-Voting gesammelt. Der
Bundesrat sprach sich 2017 für flächendeckendes E-Voting als ordentlichen dritten
Kanal aus und legte 2018 eine entsprechende Revision des Bundesgesetzes über die
politischen Rechte vor. Den Kantonen bliebe allerdings freigestellt, ob sie
elektronisches Abstimmen und Wählen nutzen wollen.  
Die bundesrätliche Unterstützung für E-Voting begegnete jedoch 2018 wachsendem
Widerstand. Zwar scheiterten zwei parlamentarische Initiativen, die ein Moratorium für
E-Voting verlangten, 2019 wurde aber eine entsprechende Volksinitiative lanciert (die
allerdings 2020 an der Unterschriftenhürde scheiterte). Ende 2018 kündigt der Kanton
Genf an, sein System aus Kostengründen nicht weiter zu betreiben. Eine
Standesinitiative, die den Bund zur Mitfinanzierung aufgefordert hatte, wurde
abgelehnt. Einziges verbleibendes System war damit jenes der Post, was auf Kritik
stiess, auch weil es sich bei einem Stresstest 2019 als zu wenig sicher erwies. Der
Bundesrat stoppte in der Folge die Bemühungen, E-Voting als dritten Kanal für die
Stimmabgabe einzuführen, und richtete 2020 den Versuchsbetrieb neu aus. Die
nötigen revidierten Verordnungsgrundlagen traten per 1. Juli 2022 in Kraft. Die Post
entwickelte in der Zwischenzeit ein verbessertes System, das von unabhängigen
Expertinnen und Experten überprüft wurde, 2022 aufgrund weiterhin bestehender
Mängel aber noch keine Bewilligung erhielt. 

2018 gab der Bundesrat bekannt, dass E-Collecting nicht weiterverfolgt werden sollte.
Dies stiess auf Kritik, weil Digitalisierung im Sinne von «Civic Tech» laut dem Parlament
möglichst viele Aspekte umfassen sollte. Die Plattform «WeCollect» und andere
ähnliche Vorhaben, die Unterschriftenbögen online anbieten und Netzwerke von
potenziell Unterschriftswilligen schufen, schienen Unterschriftensammlungen zu
vereinfachen. 2021 verlangte der Nationalrat per Postulat einen Bericht über eine
mögliche Einführung digitalen Unterschriftensammelns. 

Chronologie
2000: Vorstösse zu «E-Switzerland» 
2002: Bericht des Bundesrats zu Chancen, Risiken und Machbarkeit elektronischer
Ausübung politischer Rechte
2002-2005: Versuche mit E-Voting (Anières, Testgemeinden Abstimmung vom 26.9.04;

ANDERES
DATUM: 05.10.2000
MARC BÜHLMANN

01.01.65 - 01.01.21 2ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Testgemeinden Abstimmung vom 27.11.04)
2006: Bericht des Bundesrats zu den Pilotprojekten
2013: Evaluationsbericht des Bundesrats zu Vote électronique 2006-2012
2013-2019: Verschiedene Vorstösse zur Beschleunigung (z.B. Mo. 11.3879, Mo. 15.4260),
aber auch für eine Einschränkung der Pilotprojekte (z.B. Mo. 13.3812, Pa.Iv. 15.412, Mo.
15.4237; Pa.Iv. 17.471 und Pa.Iv. 18.420; Pa.Iv. 18.427; Pa.Iv. 18.468) werden abgelehnt
2015: Keine Bewilligung für System von Konsortium aus neun Kantonen
2016/2017: Roadmap für flächendeckende Einführung von medienbruchfreiem E-
Voting
2017: Sicherheitsbedenken nehmen zu
2018: Bundesrat legt Teilrevision des Bundesgesetzes über die politischen Rechte vor;
Genfer System droht das Aus; Post als einzige Anbieterin stösst auf Kritik; E-Collecting
soll nicht weiterverfolgt werden, was auf Kritik stösst
2019: Volksinitiative für ein E-Voting-Moratorium wird lanciert; Genf gibt eigenes
System auf, weil es vom Bund nicht finanziert wird; System der Post besteht
Sicherheitstests nicht, Bundesrat beschliesst, Überführung von E-Voting in
ordentlichen Betrieb vorerst zu stoppen und Nationalrat beschliesst einen Marschhalt.
2020: Neuausrichtung des Versuchsbetriebs und Entwicklung eines alternativen
Systems durch die Post
2021: System der Post wird vom Bund überprüft; Vernehmlassung zur Neuausrichtung
fällt mehrheitlich positiv aus; Postulat fordert Bericht zu möglichen Folgen einer
Einführung von E-Collecting
2022: Kantonale Versuche mit E-Voting sind grundsätzlich wieder möglich; System der
Post besteht aber Sicherheitsüberprüfung nicht und muss überarbeitet werden.

_ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _

Die Diskussionen um die Vor- und Nachteile von E-Voting hielten auch im Jahr 2015 an.
Die kritischen Stimmen wurden dabei immer lauter: Insbesondere die Frage der
Sicherheit wurde virulent debattiert. Eigentlich sei es unwichtig, ob zu erwartende
Hackerangriffe erfolgreich seien oder nicht, das Vertrauen ins Wahlsystem und letztlich
in die Demokratie würden so oder so Schaden nehmen, hiess es von dieser Seite. Von
den Befürwortenden wurde hingegen hervorgehoben, dass E-Voting die politische
Beteiligung wenn nicht erhöhen, so doch wenigstens halten könne. Insbesondere für
die Auslandschweizerinnen und -schweizer sei elektronisches Abstimmen und Wählen
teilweise die einzige Möglichkeit, rechtzeitig an die Unterlagen gelangen und
teilnehmen zu können. So zeigten Studien aus den Kantonen Genf und Neuenburg, die
nicht nur Auslandschweizerinnen und -schweizern das elektronische Abstimmen
erlauben, sondern auch einem Teil der ansässigen Bevölkerung, dass das Instrument die
Beteiligung nicht erhöht, aber vor allem im Ausland recht rege benutzt wird. E-Voting
sei vor allem als Substitut der brieflichen Abstimmung zu betrachten und erschliesse
kaum neue Abstimmende, so das Fazit dieser Analysen. Es sei klar, dass Sicherheit und
Zuverlässigkeit an erster Stelle stehen müssten, erklärten die Befürwortenden, man
könne aber die technische Entwicklung nicht aufhalten – null Risiko gebe es nirgends.
Auch für den Bundesrat stand die Sicherheit im Zentrum – er forderte nach wie vor
«Sicherheit vor Tempo». Auch wenn das Fernziel wahrscheinlich einst
flächendeckendes E-Voting sein dürfte, wurde in den Testkantonen bisher lediglich ein
maximaler Anteil von 10 Prozent der Stimmberechtigten für E-Voting zugelassen. 

Derweil wurden die Experimente mit dem elektronischen Abstimmen in den
Testkantonen fortgeführt. Bisher hatten 13 Kantone erste Versuche mit E-Voting
durchgeführt (ZH, GL, FR, SO, SH, SG, GR, AG, TG, GE, LU, BS, NE). Im Kanton Zürich
lehnte das Parlament einen Vorstoss der SVP ab, der einen Übungsabbruch verlangt
hätte. Der Kanton Bern stellte die Umsetzung im Berichtsjahr wieder zurück. In Genf
beantragte die Regierung, den Quellcode des eigenen Systems im Internet zu
publizieren, um die Transparenz zu erhöhen und Dritten die Möglichkeit zu geben, das
System auf seine Sicherheit zu überprüfen.  

In technischer Hinsicht bestanden schweizweit drei verschiedene Systeme, die sich
konkurrierten. Das so genannte «Genfer System (CHvote)», das vom Kanton selber
entwickelt worden war, nutzen neben dem Kanton Genf auch die Kantone Basel-Stadt
und Luzern – und bis zum abschlägigen Entscheid auch Bern. Die spanische Firma Scytl
war in Neuenburg für die Umsetzung von E-Voting zuständig und ein so genanntes
Konsortium aus neun Kantonen (ZH, GL, FR, SO, SH, SG, GR, AG, TG) bezog die Technik
von der Schweizer Tochter des US-Konzerns Unisys. Die Abhängigkeit von ausländischen
Firmen geriet allerdings zunehmend in die Kritik, da das Risiko von Spionage gross sei.

ANDERES
DATUM: 31.12.2015
MARC BÜHLMANN
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Als dann die Schweizerische Post auf dem E-Voting-Markt auftrat, wechselte der Kanton
Neuenburg zu dieser neuen Plattform. Allerdings arbeitete die Post eng mit dem
spanischen Unternehmen Scytl zusammen, das zwar im E-Voting-Bereich weltweit
führend ist, aber laut der Zeitung Schweiz am Sonntag auch das US-
Verteidigungsministerium zu seinen Kunden zähle. 

Im Wahljahr 2015 beantragten die E-Voting-Kantone, zum ersten Mal nicht nur
Abstimmungen, sondern auch Wahlen mittels E-Voting durchzuführen. 2011 war dies
erst für Auslandschweizerinnen und -schweizer aus vier Kantonen möglich gewesen.
2015 sollten nun im Ausland wohnende Schweizerinnen und Schweizer aus den 13 dies
beantragenden Kantonen in den Genuss von E-Voting bei Wahlen kommen (AG, BS, FR,
GE, GL, GR, LU, NE, SO, SG, SH, TG, ZH). Im Sommer entschied der Bundesrat allerdings,
das Gesuch der neun Kantone des Konsortiums nicht zu bewilligen, weil das System
eine Lücke beim Stimmgeheimnis aufweise. Offenbar bestand eine Möglichkeit, vom
System gelöschte Daten später wiederherzustellen. Der Entscheid des Bundesrates
wurde als «schwerer Rückschlag» kommentiert (NZZ). Die betroffenen Kantone
kritisierten ihn harsch und der Interessenverband der Auslandschweizerinnen und
-schweizer (ASO) zeigte sich «bestürzt». Die Kritiker hingegen sahen sich bestätigt: Die
Junge SVP überlegte sich die Lancierung einer Volksinitiative, mit der der sofortige
Übungsabbruch verlangt würde. 
Den restlichen vier Kantonen (NE, GE, BS, LU) gab die Regierung freilich grünes Licht.
Damit konnten die rund 34'000 im Ausland wohnenden und aus diesen vier Kantonen
stammenden sowie 96'000 in den Kantonen Neuenburg und Genf domizilierte
Wahlberechtigte per Internet wählen, wovon dann letztlich allerdings lediglich rund
13'000 Bürgerinnen und Bürger Gebrauch machten.

Nachdem der Bundesrat dem Konsortium mit seinem Entscheid praktisch den
Todesstoss verpasst hatte, buhlten das Genfer System und das neue System der Post
um die neun Kantone, die dem Konsortium angehört hatten. In der Tat hatte dieses
Ende September beschlossen, nicht mehr in das System zu investieren und sich
entsprechend aufzulösen. Die Zukunft des E-Voting schien damit unsicher und das
erklärte Fernziel einer flächendeckenden Möglichkeit für elektronisches Abstimmen
und Wählen war in weite Ferne gerückt. 2

Im Herbst 2018 lancierte die Bundeskanzlei ihre neue Abstimmungs-App «VoteInfo»
mit übersichtlichen Informationen zu allen anstehenden kantonalen und nationalen
Abstimmungen. Neben den Abstimmungserläuterungen und den wichtigsten
Argumenten können auch die Parolen der Parteien abgerufen werden. Am
Abstimmungstag selber werden zudem die Resultate des Urnengangs präsentiert und
laufend aktualisiert, sowohl auf Ebene Kanton als auch auf Ebene Gemeinde. Vorbild für
die Applikation war ein ähnliches Angebot des Kantons Zürich («Züri stimmt App»). Als
sehr erfreulich wurde in den Medien der Umstand bezeichnet, dass alle Kantone das
Vorhaben unterstützen und die entsprechenden Daten liefern. Kritik kam vom
Dachverband der Schweizer Jugendparlamente (DSJ), der im Rahmen von Easyvote –
dem Kompetenzzentrum für die Förderung der politischen Teilhabe junger
Erwachsener mittels entsprechend aufbereiteter Abstimmungsinformationen – eine
ähnliche App lancieren wollte: Die Applikation des Bundes nutze die Möglichkeiten noch
zu wenig. Bedenken äusserte auch Franz Grüter (svp, LU), der sich als Kritiker von E-
Voting einen Namen machte. Er hoffe, dass die App nicht eine Vorstufe für E-Voting
sei. 3

ANDERES
DATUM: 19.07.2018
MARC BÜHLMANN
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Wirtschaftspolitik

Gesellschaftsrecht

Der Bundesrat setzte im Februar eine Arbeitsgruppe mit dem Auftrag ein, weitere
Schritte einer Reform des Gesellschaftsrechts abzuklären. Insbesondere soll sie sich
mit der Schaffung eines Konzernrechts, einer Revision der Bestimmungen über die
GmbH und dem Wunsch nach der Schaffung einer speziellen Rechtsform für Klein-
und Mittelbetriebe auseinandersetzen. 4

ANDERES
DATUM: 13.12.1993
HANS HIRTER

Eine Expertengruppe stellte ein Jahr nach ihrer Einsetzung durch das EJPD ihren
Bericht über den Handlungsbedarf bei der Gestaltung des schweizerischen
Gesellschaftsrechts vor. Sie gelangte darin zum Schluss, dass vor allem gewisse weitere
Anpassungen an die von der EU vorgegebenen Regeln ins Auge zu fassen seien. Der nach
der Inkraftsetzung des neuen Aktienrechts laut gewordenen Forderung nach Schaffung
einer neuen Gesellschaftsform für kleine und mittlere Unternehmen konnte die
Kommission nicht zustimmen, da einerseits kleine und grosse Aktiengesellschaften vom
neuen Recht unterschiedlich behandelt würden und andererseits mit der GmbH und
der Kommanditgesellschaft - die nach Meinung der Kommission durchaus noch
attraktiver gestaltet werden könnten - bereits geeignete Alternativen zur Verfügung
stehen würden. 5

ANDERES
DATUM: 16.12.1994
HANS HIRTER

Der im Vorjahr eingereichten parlamentarischen Initiative der SVP-Fraktion, welche die
Stellung der Kleinaktionäre gegenüber dem Verwaltungsrat dadurch stärken will, dass
das Depotstimmrecht der Banken nur noch mit expliziter Genehmigung des
Aktieninhabers ausgeübt werden darf, wurde vom Nationalrat diskussionslos Folge
gegeben. 6

ANDERES
DATUM: 08.05.2003
HANS HIRTER

Bei der Gewährung von Bürgschaften besteht die Pflicht, die Zustimmung des
Ehepartners einzuholen. Ausgenommen davon sind Personen, welche als Mitglied einer
im Handelsregister eingetragenen Firma handeln. Da die Gewährung von Bürgschaften
ein grosses finanzielles Risiko für eine Familie darstellen kann, beantragte Nationalrat
Chevrier (cvp, VS) die Aufhebung dieser Ausnahmereglung. Der Rat gab seiner
parlamentarischen Initiative Folge. 7

ANDERES
DATUM: 20.06.2003
HANS HIRTER

Der Nationalrat hatte im Vorjahr einer parlamentarischen Initiative Abate (fdp, TI) Folge
gegeben, welche verlangt, dass Personen, welche wegen Konkurs- oder
Betreibungsdelikten strafrechtlich verurteilt worden sind, nicht in den
Verwaltungsrat einer Aktiengesellschaft gewählt werden können. Auf Antrag ihrer
Rechtskommission beschloss die grosse Kammer im Berichtsjahr, dieses Anliegen nicht
mehr weiter zu verfolgen und die Initiative als erfüllt abzuschreiben. Der Grund dafür
war, dass der revidierte Allgemeine Teil des Strafgesetzbuchs vorsieht, dass ein Gericht
einem Verurteilten, der sein Delikt im Zusammenhang mit seiner Berufstätigkeit
begangen hat, die Ausübung bestimmter beruflicher Aktivitäten (wie eben
beispielsweise die Tätigkeit als Verwaltungsrat) für bis zu sechs Jahren verbieten kann. 8

ANDERES
DATUM: 17.12.2004
HANS HIRTER

Geld, Währung und Kredit
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Banken

Dans le cadre du développement de la FinTech helvétique, la FINMA a accordé les deux
premières licences bancaires pour des cryptobanques. Ces licences ont été octroyées
à Seba Crypto à Zoug et Sygnum à Zürich. Ces deux cryptobanques basent leur modèle
d’affaire sur la technologie blockchain. 9

ANDERES
DATUM: 27.08.2019
GUILLAUME ZUMOFEN

Sozialpolitik

Bevölkerung und Arbeit

Arbeitsmarkt

Une déclaration tripartite sur le futur du travail et du partenariat social à l'ère de la
numérisation de l'économie a été signée par le conseiller fédéral Johann Schneider-
Ammann et les représentants de l'Union patronale suisse, de l'Union suisse des arts et
métiers, de l'Union syndicale suisse et de Travail.Suisse. Les différents acteurs
s'engagent à assurer la compétitivité de la place économique helvétique en adaptant les
conditions sociales et de travail pour défendre et créer des emplois décents et
hautement qualifiés. Ils misent également sur la formation et le perfectionnement
professionnels, ainsi que sur les conventions collectives de travail pour répondre aux
défis découlant de la numérisation de l'économie. 10
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Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Berufsbildung

«Berufsbildung 2030» (berufsbildung2030.ch) ist eine im Jahr 2016 lancierte Initiative
der Verbundpartner der Berufsbildung (Bund, Kantone und Organisationen der
Arbeitswelt) und verfolgt das Ziel, für die Berufsbildung relevante arbeitsmarktliche und
gesellschaftliche Veränderungen zu antizipieren und die Berufsbildung dadurch
zukunftsfähig zu machen. Dafür wurden ein Leitbild und wichtige Stossrichtungen –
beispielsweise im Bereich Digitalisierung, Governance oder Flexibilisierung der
Bildungsangebote – definiert. Im Rahmen dieser Stossrichtungen werden wiederum
verschiedene Projekte durchgeführt, welche von der TBBK gutgeheissen und begleitet
werden. 11
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